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Antrag 

der Fraktion der SPD 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Gewährung eines Vorschusses auf Rentenleistungen nach der 
Neuordnung der gesetzlichen Rentenversicherungen 
(Rentenvorschußgesetz) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

(1) Empfängern von Renten aus den ge- 
setzlichen Rentenversicherungen, die für den 
Monat Januar 1957 Anspruch auf Rente 
haben, wird zusätzlich der Betrag einer hal- 
ben Monatsrente einschließlich Kinderzuschuß 
gewährt. Die Zahlung gilt als Vorschuß auf 
den Rentenbetrag, den der Rentenberechtigte 
für den Monat Januar 1957 nach Inkrafttre- 
ten der Neuordnung der gesetzlichen Renten- 
versicherungen zu beanspruchen hat. 

(2) Der Vorschuß ist kein Bestandteil der 
Rente. 

§ 2 

Der Vorschuß wird auf Leistungen der 
Unfallversicherung, der Arbeitslosenhilfe, der 
Kriegsopferversorgung aus dem Bundesent- 
schädigungsgesetz sowie auf Unterhaltshilfe 
nach dem Lastenausgleichsgesetz und auf Für- 
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Sorgeunterstützung nicht angerechnet. Über- 
schreitet der Vorschuß den Betrag, der sich 
als Nachzahlung für den Monat Januar 1957 
nach Inkrafttreten der Neuordnung der ge- 
setzlichen Rentenversicherungen ergibt, so 
findet eine Rückforderung nicht statt. 

§ 3 

Die durch den Vorschuß entstehenden 
Aufwendungen werden von den Trägern der 
Rentenversicherung bevorschußt. 

§ 4 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Lande Berlin. 

§ 5 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 
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